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			Bertone gewinnt Feuerland

			Südlichste Provinz erstmals in Kirchner-treuer Hand
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			Rosana Bertone feiert ihren Erfolg. (Foto: fb)

			Buenos Aires (AT/mc) – Rosana Bertone wird neue Gouverneurin von Feuerland. Die 43-jährige Senatorin und Anwältin setzte sich am Sonntag in der nötig gewordenen Stichwahl gegen ihren Widersacher, den Radikalen Federico Sciurano, knapp durch. Die Kandidatin der Kirchner-treuen „Siegesfront“ konnte 44.780 Stimmen auf sich vereinigen, was einem prozentualen Anteil von 49,72 Prozent entspricht. Sciurano, der bisherige Bürgermeister von Ushuaia, erhielt das Vertrauen von 41.423 Wahlberechtigten. Das sind 45,99 Prozent. 

			In 3868 Fällen (4,18 %) kreuzten die Wähler keinen der beiden Kandidaten auf dem Stimmenzettel an. 267 Stimmen (0,11%) waren ungültig. Insgesamt nahmen 92.516 Bürger ihr Wahlrecht wahr. Es ist das erste Mal, dass sich das Kirchner-Lager in der südlichsten Provinz des Landes durchsetzen konnte.

			Bertone feierte ihren Wahlsieg in Río Grande gemeinsam mit Kabinettschef Aníbal Fernández, der wie Bildungsminister Alberto Sileoni, Präsidialamtsleiter Eduardo de Pedro und José Scioli, der Bruder des Präsidentschaftsbewerbers Daniel Scioli, aus Buenos Aires angereist war.

			„Heute haben die Bürger Feuerlands und die Demokratie gesiegt“, sagte Bertone. Sie hob die Leistungen und Errungenschaften hervor, die ihrer Meinung nach die Regierung von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner erreicht habe. Des Weiteren würdigte sie aber auch die Hilfe, die sie von Daniel Scioli, dem Gouverneur der Provinz Buenos Aires, erhalten habe: „Mein Freund und Mitstreiter, der alles für uns gegeben hat.“

			Die Wahlsiegerin kündigte für die Provinz „einen Wandel in jeder Hinsicht“ an. Die Zeit der gegenseitigen Beleidigungen und Aggressionen sei vorbei. Es beginne nun vielmehr eine Periode des Aufbaus. Vor vier Jahren noch hatte sich Bertone in der Stichwahl geschlagen geben müssen: Damals gegen Amtsinhaberin Fabiana Ríos, die ihre Wiederwahl erreichte. Diesmal hatte Bertone das bessere Ende für sich.

			Der unterlegene Sciurano räumte seine Niederlage noch am Wahlabend ein. Er erklärte, sich für eine längere Zeit aus der Politik zurückziehen zu wollen, sobald seine Amtszeit als Bürgermeister von Ushuaia ende. Dort, in der südlichsten Stadt der Welt, wird demnächst mit Walter Vuoto (32) ein Vertreter der Kirchner-treuen Nachwuchsorganisation „La Cámpora“ die Verwaltung leiten. Der langjährige Weggefährte von Präsidentensohn Máximo Kirchner erzielte mit 22,5 Prozent das beste Ergebnis aller Bewerber. Héctor Stefani, der Kandidat der Pro-Partei, erreichte immerhin 18,4 Prozent. Es folgten Damián De Marco (Vereint für Feuerland) mit 15,6 Prozent und die einstige Kongressabgeordnete Liliana Fadul (13,1%). Deutlich dahinter landete mit weniger als zehn Prozent Fabiana Ríos. Eine ganz bittere Schlappe für die bisherige Gouverneurin.
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			Timerman sieht London isoliert

			Außenminister spricht von „weltweitem Konsens“ in Malwinen-Frage
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			Héctor Timerman fordert Verhandlungen über die Malwinen. (Foto: AP)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Großbritannien ist im Konflikt um die Malwinen nach Auffassung von  Argen-tinien international isoliert. Es gebe einen „weltweiten Konsens“, dass über die Souveränität der Inselgruppe im Südatlantik neu verhandelt werden müsse, sagte Außenminister Héctor Timerman in einem am Sonntag veröffentlichten Interview der Zeitung „Tiempo Argentino“. Das sei beim Treffen des UN-Komitees für Dekolonialisierung vor wenigen Tagen in New York deutlich geworden.

			Die Malwinen (britisch: Falklands) sind ein britisches Überseegebiet, das von Argentinien beansprucht wird. 2013 hatten sich die Bewohner mit großer Mehrheit für den Verbleib bei Großbritannien ausgesprochen. Im gut zweimonatigen Malwinenkrieg 1982 kamen rund 900 Menschen ums Leben. Seit der Entdeckung neuer Öl- und Gasvorkommen vor den Inseln ist der Konflikt wieder neu aufgeflammt.

			Erst am Samstag hatte die argentinische Bundesrichterin Lilian Herráez mehreren Unternehmen aus Großbritannien und den USA die Förderung von Gas und Öl in der Region untersagt. Sie ließ Bankkonten sperren und ordnete die Beschlagnahme von Schiffen, Bohrinseln und eines Schwimmdecks an. Der Wert der blockierten Aktiva beträgt 156 Millionen Dollar. Die Firmen würden illegal Öl und Gas fördern, hieß es zu Begründung der Richterin mit Amtssitz in Río Grande.
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			Großer Wahlsonntag

			Urnengänge in fünf Gliedstaaten
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			Horacio Rodríguez Larreta bei den Vorwahlen im April. (Foto: fb)

			Buenos Aires (AT/mc) - An diesem Sonntag erlebt das Superwahljahr 2015 einen ersten großen Höhepunkt: Gleich in fünf Gliedstaaten sind die Bürger aufgerufen, zu den Wahlurnen zu schreiten: in Buenos Aires (Stadt), Córdoba, La Rioja, Corrientes und La Pampa.

			In der Hauptstadt stehen die Bürgermeisterwahlen an. Der bisherige Amtsträger Mauricio Macri kann nach zwei Legislaturperioden nicht noch einmal antreten. Bei den Vorwahlen im April konnte sich Macris bisheriger Kabinettschef Horacio Rodríguez Larreta (Pro) parteiintern durchsetzen. Er hat es am Sonntag unter anderen mit Martín Lousteau vom Bündnis „Organisierte Bürgerliche Energie“ (ECO), Mariano Recalde, dem Kandidaten der Kircher-treuen „Siegesfront“ sowie Miryam Bregman (Linksfront) zu tun. Sollte keiner der Kandidaten mehr als 50 Prozent der Stimmen erreichen, gibt es am 19. Juli eine Stichwahl. 

			In der Hauptstadt wird erstmals das System der elektronischen Stimmenerfassung zum Einsatz kommen, das eine schnellere Auszählung ermöglichen soll.

			Ein neuer Verwaltungschef gesucht wird übermorgen auch in der Provinz Córdoba. Juan Schiaretti will seinem Mitstreiter Juan Manuel de la Sota als Gouverneur nachfolgen. Sie gehören dem Lager der abtrünnigen Peronisten an, während die Kirchner-Peronisten mit Eduardo Accastello ins Rennen gehen. Für das Bündnis von Radikalen und Pro-Partei wirft Oscar Aguad seinen Hut in den Ring. 

			Des Weiteren steht auch in La Rioja eine Gouverneurswahl an. Der bisherige Amtsinhaber Luis Beder Herrera steht nicht mehr zur Wahl. Stattdessen geht Sergio Casas als Kandidat der regierenden „Siegesfront“ ins Rennen. Insgesamt gibt es sechs Bewerber, darunter auch Julio Martínez, der das Bündnis von Radikaler Bürger Union (UCR) und Pro-Partei vertritt.

			Vorwahlen finden in La Pampa statt. Dort wird am Sonntag geklärt, wer bei den Gouverneurswahlen am 25. Oktober als Kandidat antreten kann. Schließlich wird auch in Corrientes gewählt, wo auf Provinzebene fünf neue Senats- und 15 neue Abgeordnetenmandate zu vergeben sind.

			Das Argentinische Tageblatt hätte an dieser Stelle auch gerne die jüngsten Umfragen präsentiert. Doch das Wahlgesetz verbietet derartige Veröffentlichungen ab 48 Stunden vor der Wahl.
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			Die Woche in Argentinien

			Richter abgesetzt
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			Richter Luis Cabral. (Foto: cij.gov.ar)

			Für reichlich Zündstoff sorgt derzeit die Absetzung des Richters Luis Cabral. Dieser war am Berufungsgericht für Strafsachen zuletzt mit der Frage befasst, ob das Iran-Memorandum der Kirchner-Regierung verfassungsgemäß ist. Eine juristische Untersuchung, die von den jüdischen Verbänden AMIA und DAIA angestrengt wurde. Nun war es der Richterrat, der mit der Mehrheit seiner regierungstreuen Mitglieder entschied, Cabral von dem Fall abzuziehen. Begründet wurde der Beschluss mit Verweis darauf, dass Cabral vom Berufungsgericht selbst nur als Ergänzungsrichter ernannt worden sei. Alle derart besetzten Posten hätten durch ein neu in Kraft getretenes Gesetz nun aber am 30. Juni ihre Gültigkeit verloren. Stattdessen stehe das Recht, Ergänzungsrichter zu ernennen, nunmehr ausschließlich dem Richterrat zu. Dieser bestimmte mit Claudio Vázquez auch prompt einen neuen Ergänzungsrichter. Dagegen regte sich nun Widerstand. So wandte sich der Staatsanwalt Raúl Pleé an den Obersten Gerichtshof, damit dieser gegen die beschriebenen Maßnahmen einschreite - was aber umgehend abgewiesen wurde. Zudem rief die Richtervereinigung für den kommenden Dienstag zu einem Protestmarsch auf.

			Skandal im Cockpit

			Kaum zu glauben: Während eines Fluges der Fluggesellschaft „Austral“ von Buenos Aires nach Rosario haben die beiden zuständigen Piloten die argentinische Busen-Schönheit Victoria Xipolitakis (29) ins Cockpit gelassen. Dabei ließen sie offenbar sogar zu, dass das Fotomodell die Maschine mitlenkte. „Ich war praktisch eine Pilotin mehr“, freute sich Xipolitakis über ihren Coup vor wenigen Tagen. Die Aktion wurde öffentlich, da „die Griechin“ ein Selfie-Video von sich mit den Piloten gemacht hatte, das sie auf Twitter und Youtube hochlud. Später wurde es vom TV-Sender „El Trece“ ausgestrahlt. Dem Mitschnitt ist zu entnehmen, wie die Schönheit mit den beiden Männern herumalberte. Diese scherzten, Xipolitakis habe als Steuerzahlerin gewissermaßen ein Recht darauf, sich des Flugzeuges einer staatlichen Fluggesellschaft ein Stück weit zu bemächtigen. Die Konzernleitung - „Austral“ ist ein Tochterunternehmen von „Aerolíneas Argentinas“ - reagierte nach Bekanntwerden der Aktion prompt: Die beiden Flugkapitäne wurden ihrer Posten enthoben, da sie die Sicherheit der Passagiere auf verantwortungslose Weise gefährdet hätten. Und auch Xipolitakis hat Konsequenzen hinzunehmen: Sie soll fünf Jahre lang nicht mehr mit „Aerolíneas“ oder „Austral“ fliegen dürfen.

			Fahrt zum Papst

			Paraguay muss sich auf einen Ansturm von Papst-Anhängern aus Argentinien einstellen. Mehr als eine Million Landsleute von Papst Franziskus wollen zwischen dem 10. und 12. Juli die Grenze zum Nachbarland überqueren, um das Oberhaupt der katholischen Kirche live zu sehen, schätzte der Chef der nationalen Migrationsbehörde, Martín Arias Duval, vor wenigen Tagen in der Tageszeitung „La Nación“. „Wenn alle Reisenden versuchen, am selben Tag in Paraguay anzukommen, wird es einen Kollaps geben“, befürchtet er. Die Regierung in Buenos Aires bat die Argentinier deshalb, wenn möglich schon etwas vorher anzureisen. Paraguay hat rund 6,7 Millionen Einwohner. Franziskus wird an diesem Sonntag zu einer achttägigen Südamerika-Reise aufbrechen und Ecuador, Bolivien sowie Paraguay besuchen. Es ist nach dem Besuch des Weltjugendtages in Rio de Janeiro 2013 die zweite Reise des Papstes in die Region.

			Neue Unterführung

			Eine neue Bahnunterführung soll den Straßenverkehr im Bereich der Hauptstadtviertel Belgrano / Núñez flüssiger machen: Vor wenigen Tagen konnte auf der Straße „Congreso“ in Fahrtrichtung „Libertador“ ein Tunnel in Betrieb genommen werden, der unter der Bahnlinie „Mitre“ (Tigre) hindurchführt. Die Unterführung hat eine Deckenhöhe von 3,60 Metern. Der Neubau ergänzt die Untertunnelung, die auf der Parallelstraße „Iberá“ in der Gegenrichtung (nach „Cabildo“) bereits seit drei Jahren existiert. Gleichzeitig wird der provisorische Bahnübergang auf der Straße „Roosevelt“ wieder geschlossen. An einer Fußgängerbrücke auf der „Congreso“ wird derzeit noch gearbeitet. 

			Weniger Tankstellen

			In Argentinien gibt es immer weniger Tankstellen: Ihre Zahl ist in den letzten 15 Jahren um 33 Prozent zurückgegangen.  Dies zeigt die jüngste Statistik der Vereinigung der Händler fossiler Brennstoffe. Gab es demnach Anfang des Jahrtausends noch 6628 Servicestationen, waren es im vorigen April nur noch 4434. Rund 40 Prozent davon in Stadt und Provinz Buenos Aires. Errechnet man einen Schnitt für die vergangenen 15 Jahren, so ergibt sich eine Zahl von 146 Tankstellen, die jedes Jahr ihren Betrieb einstellen. Auf den Monat gerechnet sind es zwölf, pro Woche drei Servicestationen weniger. Dem gegenüber steht der Trend, dass auf argentinischen Straßen immer mehr Fahrzeuge unterwegs sind: Seit der Jahrtausendwende sind rund drei Millionen neu hinzugekommen. So ergibt sich, dass heutzutage eine Tankstelle im Schnitt rund 3000 Fahrzeuge zu bedienen hat. Vor 15 Jahren waren es noch 1500. Die Folge sind lange Wartezeiten. 20 Minuten sind keine Seltenheit. Auch müssen die Verkehrsteilnehmer tendenziell länger fahren, um zur nächstgelegenen Tankstelle zu gelangen. Als Hauptursache des Tankstellensterbens wird seitens des Branche vor allem die schwindende Rentabilität des Geschäfts genannt. Besonders kleinere Tankstellen, die nicht zu den großen Erdölfirmen gehören, hätten Schwierigkeiten. (AT/mc/dpa)
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			Fußballkorruption

			Als ob es im nationalen und internationalen Bereich nicht genügend Korruptionsfälle gäbe, überraschten die jüngsten Skandale im Fußball die Öffentlichkeit. Fußball ist sicherlich der populärste Sport in Europa, Mittel- und Südamerika sowie in Afrika. In den Vereinigten Staaten wird eine andere Art von „Football“ gespielt, bei dem auch die Arme und Hände mitspielen, weshalb dort der echte Fußball „Soccer“ genannt wird. Das mag freilich Laien verwirren, zumal die USA auch den echten Fußball spielen und an den Weltmeisterschaften teilnehmen, allerdings mit geringen Gewinnchancen.

			Die Korruptionsskandale betreffen dieser Tage sowohl die internationale Fußballvereinigung FIFA als auch die argentinische Fußballorganisation AFA. Es geht dabei um Schmiergelder, die angeblich bezahlt wurden, um die Weltmeisterschaften 2018 in Russland und 2022 in Katar zu spielen. Welche Mittelsmänner mitmachten und welche Gelder flossen, ist derzeit nicht geklärt. Die US-Justiz hat die Ermittlungen eingeleitet. Der Schweizer Josef Blatter, langjähriger Präsident der FIFA, stand unter Druck und kündigte seinen Rücktritt an.

			In Argentinien ist die Hauptfigur in diesem Skandal, Julio Grondona, langjähriger Vorsitzender der AFA und ebenso langjähriger Vizepräsident der FIFA, vor Jahresfrist plötzlich verstorben. Hingegen stehen andere Vereinsvorsitzende im Visier. Die argentinische Justiz hat bisher keine Ermittlungen aufgenommen, sondern sich darauf beschränkt, drei Spezialisten in die AFA zu entsenden, die feststellen sollen, ob und wie Schmiergelder gezahlt worden sind. Erst nachher soll die Justiz eingreifen, derweil aber die US-Justiz mehrere Personen identifiziert hat und deren Auslieferung fordert.

			Die Regierung hat auch ihre Hände im Spiel. Bis vor wenigen Jahren wurden Fußballspiele im Fernsehen von privaten Kanälen verbreitet und für ebenso private Kunden zwecks Marktpropaganda ausgestrahlt. Die Regierung hat dann mit AFA-Chef Grondona vereinbart, dass der staatliche Fernsehkanal alle Spiele unter dem Motto „Fußball für Alle“ (Spanisch „Fútbol para todos“) ausstrahlt, zeitweise gleichzeitig auf zwei verschiedenen Kanälen, manchmal auch auf dreien, was vollkommen irrsinnig ist. Wer sich für Fußballspiele interessiert, dem genügt ein Kanal. Als vor einigen Jahren dieser Widersinn begann, behauptete der derzeitige Kabinettschef Aníbal Fernández, dass „Fußball für Alle“ von privaten Anzeigen finanziert werden und den Staat nichts kosten würde, was sich jedoch als eine Falschmeldung entpuppte. „Fußball für Alle“ kostete den Steuerzahler dieses Jahr allein bisher knapp zwei Milliarden Pesos und feuert das Staatsdefizit und die Inflation an. Die Regierung übt sich dabei mit Regierungspropaganda. Dabei fallen auch Bestechungsgelder an, über die möglicherweise die Justiz ermitteln wird. Die US-Justiz hat die Namen der Personen aufgedeckt, die dabei im Spiel waren.

			Nahezu alle Fußballklubs der Ersten Liga schreiben in ihren Bilanzen rote Zahlen in Millionenhöhe, so dass eine allgemeine Klubpleite droht, ein Problem, dessen Lösung völlig offen ist. Einige Klubs finanzieren sich mit Kickern, die ins Ausland transferiert werden, die wenigsten können argentinische Auslandsspieler heimtransferieren. Transfers werden in Dollar oder Euro vereinbart, wobei die betreffenden Spieler mit 15 Prozent beteiligt sind.

			Dunkle Finanzwolken bedrohen den argentinischen Fußball derzeit, auch nachdem die Nationalmannschaft die letzte Weltmeisterschaft knapp gegen Deutschland verlor und derzeit als eine weltweit führende Mannschaft von der FIFA eingestuft wird.
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			Die Härte der Deutschen und die Qual der Griechen

			Von Kristina Dunz

			Je leiser Wolfgang Schäuble spricht, desto stiller wird es im Plenum des Bundestags. In der kurzfristig angesetzten Debatte über die Griechenland-Krise spricht am Mittwoch nun der Mann mit der größten Erfahrung. Er sitzt am längsten von allen in diesem Parlament - seit 43 Jahren. Vor über 30 Jahren wurde der Christdemokrat erstmals Mitglied der Bundesregierung. Politisch hat er so gut wie alles erlebt. Aber das macht ihn fassungslos: „Ein Partner, der sich an nichts hält, was vereinbart wurde.“ Er meint die griechische Regierung von Ministerpräsident Alexis Tsipras.

			Athen hat eine Kreditrate in Höhe von 1,5 Milliarden Euro nicht fristgerecht an den Internationalen Währungsfonds (IWF) zurückgezahlt. Es flattert aber ein Brief von Tsipras herein, in dem er sich bereit zeigt, Bedingungen der Geldgeber grundsätzlich erfüllen zu wollen. Aber für diesen Mittwoch ist erst einmal alles zu spät. Seit Mitternacht sind das letzte Angebot der Geldgeber und das zweite Hilfsprogramm für Griechenland hinfällig. „Was abzulehnen, was anzunehmen, ist nicht mehr existent“, sagt Schäuble schon am Morgen.

			Im Bundestag macht Schäuble mit gedämpfter Stimme deutlich, was für ihn, den 72-Jährigen, den glühenden Europäer, das größte Problem ist: Zerstörtes Vertrauen. „Wenn wir Europa stärken wollen, ist die entscheidende Voraussetzung: Es muss ein Mindestmaß an Vertrauen sein.“ Der Finanzminister zeigt sich ratlos über das Scheitern der Einigungsversuche zur Abwendung der Staatspleite der Hellenen und schiebt die Schuld Tsipras zu. Dessen Regierung sei untätig, die Eurozone flexibel gewesen. Linksfraktionschef Gregor Gysi geißelt das später als unerträgliche Selbstbeweihräucherung.

			Scheitern könnten am Ende aber auch Schäuble und Bundeskanzlerin Angela Merkel selbst. Beide haben über Jahre immer wieder deutlich gemacht, dass sie Griechenland dringend im Euro halten wollen. Merkel hat in vielen Reden den Frieden beschworen, der durch ein vereintes Europa und eine Eurozone, die sich einig ist, gesichert werde. Im Umkehrschluss bedeutet das, dass sie eine Spaltung Europas durch einen Euro-Austritt des auch geopolitisch wichtigen Landes befürchtet - mit unabsehbaren und womöglich dramatischen Folgen für den Frieden. Ein „Grexit“ wäre Merkels wohl schwerwiegendste außenpolitische Niederlage in ihrer bisherigen zehnjährigen Kanzlerschaft.

			In ihrer Rede im Bundestag wiederholt sie all ihre Appelle der vergangenen Tage und Wochen. Sie macht aber erneut deutlich, dass sie keinen Kompromiss um jeden Preis will. Sie will kein „Ergebnis um des Ergebnis willen, nur weil man Angst vor dem Austragen des Konflikts hat“. Verlöre Europa die Fähigkeit zum Kompromiss, dann wäre Europa verloren. Und sie versucht auch, die deutschen Steuerzahler weiter zu beruhigen. Heute müssten die anderen 18 Euro-Mitglieder keine Konsequenzen fürchten, weil Griechenland in Turbulenzen sei. Auch Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) macht seine Verärgerung über die Links-Rechts-Regierung in Athen deutlich. Die Botschaft: Die jetzt harte Haltung Berlins hat sich Tsipras selbst zuzuschreiben.

			Manuel Sarrazin von den Grünen bekennt sich - zum Gelächter vor allem bei den Linken - zum Kurs von Schäuble und Merkel - allerdings zu dem Kurs, unbedingt einen „Grexit“ zu verhindern. Ihre Reden am Mittwoch hält er dagegen für gefährlich. Er sagt, die Bundestagsdebatte werde live im griechischen Fernsehen übertragen und übersetzt. Die Griechen hätten keine Motivation bekommen, bei den am Sonntag geplanten Referendum für den Verbleib im Euro zu stimmen.

			Grünen-Fraktionschef Anton Hofreiter wirbt für eine Umschuldung, denn Griechenland werde sich nicht wirtschaftlich sanieren und zugleich seine Schulden zurückzahlen können. Und: „Selbst, wenn Geld vom Himmel fallen würde - in Griechenland wären die Probleme doch nicht gelöst.“ Er spricht Korruption, die Schwächen der Steuerverwaltung und des Katasterwesens an. Schäuble gibt ihm „teilweise Recht“. Und Axel Schäfer von der SPD warnt vor deutscher Überheblichkeit. Er erinnert daran, dass Deutschland 90 Jahre gebraucht habe, um Schulden aus den 1920er Jahren zurückzuzahlen.

			In Griechenland stehen derweil zahlreiche Rentner Schlange vor Banken, die nur für sie geöffnet haben. Denn viele Pensionäre in Griechenland besitzen keine EC- oder Kreditkarte und konnten somit in den vergangenen Tagen an den Automaten kein Bargeld abheben. Merkel spricht von einer „Qual für die Menschen in Griechenland“.

			Für Linksfraktionschef Gregor Gysi ist es aber die Kanzlerin, die an dieser dramatischen Lage - als einzige - noch etwas ändern kann. Er beschwört Merkel: „Finden Sie in letzter Sekunde noch eine Lösung. Sie haben die Chance, entweder als Retterin der europäischen Idee in die Geschichte einzugehen oder als Zerstörerin.“ Merkel verzieht keine Miene. Sicher will sie sich eine solche historische Verantwortung nicht zuschreiben lassen. Wenig später geht sie zu Schäuble. Die Überwindung der Schuldenkrise in Europa brauche einen langen Atem, hatte sie gesagt. Den zumindest spricht ihr niemand ab. (dpa)
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			Randglossen

			Derzeit brodelt in der argentinischen Innenpolitik ein Streit zwischen der Exekutive und der Justiz. Der Oberste Gerichtshof hat die Unabhängigkeit der Justiz als dritte Gewalt im Staat neben den gewählten Parlamentariern im Kongress und der ebenfalls gewählten Exekutive stets verteidigt. Trotzdem bemüht sich die Exekutive um die Absetzung von Richtern und Staatsanwälten, die ihr nicht genehm sind, mittels eines Verfahrens im Richterrat (Spanisch „Consejo de la Magistratura“), wo ihre Mitglieder in einfacher Mehrheit sind, aber keine Zweidrittelmehrheit aufbringen, mit denen sie Richter und Staatsanwälte absetzen können.

			Argentinien darf wieder Rindfleisch in die USA exportieren. Auf Drängen der US-Rindfleischlobby hatte die USA den Import als Folge der Maul- und Klauenseuche, hierzulande „aftosa“ genannt, gesperrt. Unter der Menem-Regierung wurden Viehzüchter verpflichtet, ihre Rinder zu impfen. Das war erfolgreich. Aber seit dem damaligen Handelssekretär Guillermo Moreno wurde der Export verboten, um den internen Konsum nicht zu gefährden. Rindfleisch darf nur ausnahmsweise exportiert werden, sofern die Regierung das fallweise erlaubt, wie bei Weizen und Mais, wobei Korruption mit im Spiel ist, angeblich bis zu 30 Prozent für jede Genehmigung. Kein Wunder, dass die Zahlungsbilanz rote Zahlen schreibt, anstatt dank neuer Fleischmärkte mit Überschüssen die Auslandsschulden zu bezahlen.

			Die Verschuldungskrise Griechenlands ist in aller Munde. Griechenland ist hoch verschuldet, aber die Gläubiger sind keine Banken oder Privatpersonen, sondern internationale Organisationen wie der Internationale Währungsfonds, die Europäische Zentralbank und die Europäische Union. Sie fordern eine Sanierung der Staatsfinanzen, höhere Pensionierungsjahre, weniger Staatsangestellte und ähnliche Maßnahmen, die die griechische Regierung ablehnt. Am kommenden Sonntag sollen griechische Wähler in einem Referendum entscheiden, ob sie bereit sind, diese Sanierungen zu akzeptieren, anderenfalls die Staatspleite ihren Lauf gehen wird. Die Weltfinanz zittert vor den Folgen einer Ablehnung des Referendums.

			Uferlose Staatsverschuldungen ist keinesfalls nur auf Griechenland beschränkt. Überall in der Welt lasten Staatsschulden auf den Ländern. Deutschland hat immerhin das Defizit abgeschafft, aber die Verschuldung liegt deutlich über der Grenze von 60 Prozent des Bruttosozialprodukts, die seinerzeit in Maastricht vereinbart wurde, aber seither nur von wenigen Staaten eingehalten wird. Alle anderen kümmern sich nicht um Maastrichts Grenzen. Neuerdings entpuppt sich auch Puerto Rico in der Karibik, kein Gliedstaat der USA, sondern nur assoziiert, als hoch verschuldet und lechzt nach einer Lösung. Italien und Portugal führen die Liste der Krisenstaaten an.
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			Steuereinnahmen im Juni: +39,2%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Juni 2014 mit $ 140,84 Mrd. um 39,2% über dem Vorjahr, und sind somit über der Inflation gestiegen. Im ersten Halbjahr betrugen die Fiskaleinnahmen $ 721,05 Mrd., 31,3% mehr als im Vorjahr. Der Sprung im Juni ist vornehmlich auf die Gewinnsteuer zurückzuführen, deren Einnahmen jetzt weit über denen der Mehrwertsteuer liegen, nachdem es bis vor kurzem stets umgekehrt war. Es ist auf alle Fälle eine anormale Erscheinung.

			Die Entiwcklung war im Einzelnen wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $ 45.05 Mrd., +47%. Hier wirkt sich die Inflation aus, einmal, weil das steuerfreie Minimum und auch die progressive Skala nicht wertberichtigt wurden, und dann weil es keine Inflationskorrektur bei Bilanzen gibt, wie sie von 1978 bis 1991 bestand, so dass auch Buchgewinne versteuert werden, die nicht echt sind. Die Last der Gewinnsteuer auf den echten Gewinn der Unternehmen steigt dabei von 35% auf über 50%, und ist in diesen Fällen die höchste der ganzen Welt. Mehrere Firmen haben dies schon vor Gericht beanstandet, und dabei wurde ihrem Anspruch stattgegeben.

			- MwSt: $ 34,05 Mrd., +34,2%. Der Erlös dieser Steuer wurde durch höhere Umsätze bei dauerhaften Konsumgütern, als Folge des Kreditplanes „Ahora 12“ herbeigeführt. Die direkt vom Steueramt eingenommene MwSt. stieg um 42,9% und die vom Zollamt einbehaltene MwSt nur um 20,4%.

			- Interne Steuer: $ 2,38 Mrd., +40%. Diese Steuer, die auf Zigaretten, alkoholische Getränke und bestimmte Luxusgüter erhoben wird, deutet auch auf höhere reale Umsätze hin.

			- Exportzölle: $ 10,41 Mrd., +21,8%. Diese Einnahmen sind unter der Inflation gestiegen, einmal wegen der niedrigeren Weltmarktpreise für Getreide und Ölsaat, und dann auch weil wenger als die interne Inflation abgewertet wurde.

			- Importzölle: $ 2,88 Mrd., +27,8%.

			- Benzinsteuer: $ 2,66 Mrd., +55,8%. Hier hat sich die starke Preiserhöhung ausgewirkt.

			- Andere Brennstoffsteuern: $ 0,94 Mrd., +55,1%.

			- Weitere Brennstoffsteuern (vornehmlich auf Pressgas): $2,34 Mrd., +96,8%. Der Preissprung war in diesem Fall noch bedeutender als bei Benzin.

			- Vermögenssteuer: $ 2,44 Mrd., +28,4%. Auch diese Steuer erfasst immer mehr Einzelfälle, weil die Mindestgrenze nicht berichtigt wird. In diesem Fall wird bei Übertretung derselben, das ganze persönliche Vermögen erfasst.

			- Schecksteuer: $ 7,76 Mrd., +28,3%. Der Erlös steigt etwa wie die Inflation.

			- Sozialabgaben: $ 30,95 Mrd., +37,8%. Die Zunahme liegt über der Inflation und weist einmal auf Lohnerhöhungen und dann auf mehr legal Beschäftigte hin.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 9,105, leicht über der Vorwoche und um 6,30% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 33,23 Mrd. gegen u$s 33,82 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.15 bei $ 9,425, zum 30.12.15 bei $ 9,942 und zum 31.03.16 bei 10,78. Der Terminkurs per Juli 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 28,26% der die Abwertungserwartung wiedergibt. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 13,55. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 1,60% und liegt 36,04% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 19,61% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 6,15% und lagen 7,77% im Plus gegenüber Ende 2014. Boden 2015 gewannen 0,30% in einer Woche und 5,91% in diesem Jahr, und Global 2017 Arg lagen mit 6,69% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 226,61 (Vorwoche $ 226,37) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 323,73 (Vorwoche $ 323,99).

			***

			Beim Steuermoratorium, das erlaubt, Steuerschulden in 120 monatlichen Raten zu zahlen, und das am Dienstag abgelaufen ist, wurden Steuerschulden für $ 33 Mrd. gemeldet, die sich auf 60.000 Einzelfälle beziehen.

			***

			Bei der Weisswaschung, die auch Ende Juni verfiel, wurden insgesamt u$s 1,98 Mrd. gemeldet, von denen 91,37% auf Cedin-Zertifikate (für Wohnungskauf) und der Rest auf BAADE-Bonds (für Finanzierung von Investitionen auf dem Gebiet der Energie) entfallen.

			***

			AFIP-Direktor Ricardo Echegaray gab bekannt, dass die Richterin, die für die 4.040 Konten bei der Schweizer Filiale des Bank HSCB zuständig ist, María Verónica Straccia, schon in 204 Fällen die Inhaber dieser Konten zwecks Erklärung vor Gericht („declaración indagatoria“) vorgeladen habe. 

			***

			Der bilaterale Handel zwischen Argentinien und Brasilien (Importe plues Exporte) erreichte im Juni 2,31 Mrd., 5,4% unter dem Vorjahr. Die Exporte nach Brasilien fielen um 15,3% auf u$s 1,04 Mrd., und die Importe aus Brasilien nahmen auf u$s 1,27 Mrd. um 4,1 zu. Im ersten Halbjahr 2015 verzeichnet Argentinien ein Defizit von u$s 923 Mio., 340% mehr als im Vorjahr. Diese Entwicklung ist vornehmlich durch den Rückgang beim Handel mit Kfz und deren Zubehörteilen bedingt. Doch auch die rezessive Konjunktur in Brasilien hat sich ausgewirkt.

			***

			Wirtschaftsminister Axel Kicillof gab am Mittwoch bei einem Vortrag vor dem interamerikanischen Rat des Handels und der Produktion (Cicyp) folgende Grundsatzerklärungen ab: 1. Wir (womit eine Scioli-Regierung gemeint ist) werden ungefähr die gleiche Wirtschaftspolitik wie jetzt fortsetzen; 2. Die Fortsetzung dieses politischen Projektes wird zu keiner Bombenexplosion führen; 3. Der Plan der orthodoxen Liberalen besteht in einer monetären Anpassung (gemeint ist eine restriktive Geldpolitik), einer nicht diskriminierten Öffnung der Wirtschaft und der Verschuldung; 4. Das Gegenteil ist das Projekt der Industrialisierung, das diese Regierung seit 12 Jahren durchführt; 5. Der Kirchnerismus bindet sich nicht an Instrumente; 6. Die dogmatischen ortodoxen Wirtschaftler haben immer die gleichen Rezepte; 7. Es bestehen Signale, dass eine Krise von den Schwellenländern kommt, was ohne eine entsprechende Politik zu Kapitalflucht, Abwertung und Krise in vielen Ländern führt.

			***

			Der Senat hat am Mittwoch die Ernennung von drei ZB-Direktoren beschlossen (mit 38 gegen 24 Stimmen): Es sind Alejandro Formeti, Mariano Beltrani und Bárbara Emilia Domatto Conti. Jetz ist das ZB-Direktorium komplett, mit Alejandro Vanoli als Präsident, Miguel Angel Pesce als Vizepräsident und Sebastián Aguilera als zweiter Vizepräsident. Die Direktoren werden für sechs Jahre ernannt, so dass das gegenwärtige Direktorium nach dem 10. Dezember 2015 verbleibt wie es ist.

			***

			Die ZB hat den Betrag, die die Banken für sogenannte „produktive Kredite“ bestimmen müssen, bis Ende dieses Jahr um $ 53 Mrd. erhöht, womit es in diesem Jahr insgesamt $ 90 Mrd. sein werden. Das teilte die ZB in einer Mitteilung am Mittwoch mit. Die Kredite, um dies es hier geht, werden zu 18% (ein Punkt weniger als bisher) auf mindestens 36 Monate gewährt. Der Zinssatz liegt unter dem, den die Banken auf Fristdepositen zahlen, und weit unter dem, den sie bei persönlichen u.a. Krediten fordern. Es wurde jetzt ausserdem bestimmt, dass die staatlichen Banken mit diesen Mitteln auch öffentliche Bauten finanzieren können, und dass ein Teil des Betrages allgemein für ganz kleine Unternehmen eingesetzt werden kann. Schliesslich hat die ZB verfügt, dass der Kredit auch für Arbeitskapital eingesetzt werden darf, das mit einem Investitionsprojekt verbunden ist.

			***

			Die Internationale Finanzköperschaft, die von der Weltbank abhängt und Kredite an Privatunternehmen erteilt, hat folgende Kredite für lokale Unternehmen genehmigt: Arla Afisa (ein Gemeinschaftsunternehmen von Sancor und der europäischen Arla Foods) erhält u$s 56 Mio. um die Kapazität für Milchprodukte von 900.000 Jato auf 1,2 Mio. Jato zu erhöhen; Invonet erhält u$s 4 Mio. für Arbeitskapital.

			***

			Die Gewerkschaft der Omnibuschauffeure hat mit dem Unternehmerverband FATAP eine Lohnerhöhung von 40% für 18 Monate vereinbart. Zunächst beträgt die Zulage 27,8%, mit einem Zusatz von $ 2.125 (auf den keine Soziallasten erhoben werden), wegen der Verzögerung des neuen Abkommens um 6 Monate. Im Januar 2016 kommen dann 10,6% hinzu.

			***

			Im Juni wurden 56.315 Kfz in das staatliche Register eingetragen, 5,6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der Agenturen ACARA mit. Diese Zahl entspricht den Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden. Es ist das erste Mal seit Jahr 2014, dass eine internauelle Zunahme stattfindet. Dennoch: im ersten Halbjahr waren es 315.500 Kfz,17% unter dem Vorjahr. Für das ganze Jahr erwartet die Branche einen Umsatz von leicht über 600.000 Einheiten, der sich mit 684.000 Einheiten im Vorjahr vergleicht. 

			***

			Die Gewerkschaft der Gastronomiearbeiter (Köche, Kellner u.a.), geleitet von Luis Barrionuevo, hat eine Lohnerhöhung von insgesamt 34% durchgesetzt. Es sind zunächst 28%, zahlbar in zwei Quoten: 18% im Juni und 10% im September. Hinzu kommt dann noch um Februar ein Zusatz von 6%. Bei der Kammer CACYR, die die Unternehmen umfasst, die Mahlzeiten für Unternehmen versorgen, betrug die Zunahme 32%, davon 20% zahlbar im Juni und 12% im September. Die Restaurants werden immer teurer, wobei in den letzten Jahren schon viele in der Bundeshauptstadt geschlossen haben. Die Ketten, wie McDonld´s und Burger King, erhalten hier einen realtiven Vorteil gegenüber den traditionellen Restaurants, weil sie im Verhältnis zum Umsatz viel weniger Personal benötigen. 

			***

			Die Belegschaften der Drogerien (Grossisten beim Medikamentevertrieb) erhielten eine Lohnzulage von 32%, rückwirkend ab 1. Mai. Es sind zunächst 18%, zu denen im August 9,9% und ab November 4,1% hinzukommen. Gleichzeitig wurde ein neue Kategorie geschaffen, nämlich die der Fachleute und Akademiker. Diese Gruppe erhält somit eine noch grössere Erhöhung.

			***

			Der INDEC-Index der Industrieproduktion lag im Mai um 0,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Es ist der 22. Monat im interanuellem Rückgang, Die ersten 5 Monate 2015 lagen um 1,7% unter dem Vorjahr. Die Industrie meldet gesamthaft eine nicht genutzte Kapazität von 30,7% und den Verlust von ca. 10.000 Arbeitsplätzen in 12 Monaten zum Mai. Der Index ist stark durch die Kfz-Industrie beeinflusst, die im Mai um 9% unter dem Vorjahr lag und eine nicht genutzte Kapazität von 54,5% meldet. Die Grundmetallindustrie ging im Mai innerjährlich um 13,5% zurück. Textilien lagen im Mai um 2% und in 5 Monaten um 8,5% unter dem Vorjahr. Zunahmen gab es bei Zement (+76,6%), Kunststoffen (+6,8%), Chemie (+5,2%), Papier und Pappe (+4,2%) und der Metallmechanik (+5,6%)

			***

			Das Bruttoinlandsprodukt lag laut INDEC im 1. Quartal 2015 um 1,1% über dem Vorjahr. Für ganz 2014 weist das INDEC eine Zunahme von 1,5% aus. Der Kongressindex, der als Durchschnitt mehrerer privater Schätzungen berechnet wird, weist für das 1. Quartal 2015 eine Abnahme von 0,8% und für das Jahr 2014 eine von 1,9% aus.

			*** 

			Aerolineas Argentinas erhielt, einschliesslich der Tochterfirma Austral, vom Schatzamt im 1. Halbjahr 2015 einen Zuschuss von $ 2,6 Mrd., 40% mehr als im Vorjahr. In Dollar bedeutet dies u$s 1,6 Mio. pro Tag. Im ersten Halbjahr hat das staatliche Unternehmen schon 80% des im Haushaltsgesetz für 2015 für das ganze Jahr vorgesehenen Betrages aufgebraucht. In den 7 Jahren seit der Übernahme durch von Staat wurde die Zahl der Flugzeuge stark erweitert, und die Belegschaft von 8.900 auf 10,052 Personen erhöht, obwohl die schon vorher gemessen a internationalen Koeffizienten mindestens doppelt so hoch wie notwendig war.

			***

			In 20 Jahren sind die Exporte von Dienstleistungen, die sich auf besoderes Wissen konzentrieren (Computertechnologie, Biotechnologie u.a.) von fast Null auf u$s 5,8 Mrd. im Jahr 2014 gestiegen. Nur bei Sojabohne (einschliesslich Öl und Mehl) und bei Kfz liegen die Exporte höher. Insgesamt arbeiten in Argentinien um die halbe Million Menschen in dieser Bereich. Hinzu kommt noch der Betrag, der durch Unterfakturierung entsteht, der zum Schwarzkurs verrechnet wird. Das erklärt u.a., dass diese Exporte 2014 unter 2011 lagen. Bei diesen Exporten es es sehr schwierig, den Exportpreis zu kontrollieren. Argentinien konkurriert bei diesen intelligenten Dienstleistungen vornehmlich mit Indien und osteuropäischen Staaten. 

			***

			Die Regierung genehmigte den Herstellern von Haushaltsgeräten, Handys und Fernsehgeräten eine um 30% höhere Importquote auf bis zu monatlich u$s 300 Mio. um notwendige Teile und Ersatzteile für die Produktion einzuführen. Für die zweite Jahreshälfte geht man in der Regierung von einer erhöhten Konsumbereitschaft der Bevölkerung aus. Die Unternehmen sollen mit ausreichenden Artikeln auf dem Markt präsent sein.

			***

			Die Regierung plant eine neue Steuer für Tabak, alkolischen Getränke sowie ungesunden Lebensmitteln. Die Tabakproduzenten weisen darauf hin, dass die Zigarretten bereits mit 70% besteuert werden; eine der prozentual weltweit höheren Steuern. Im Weltdurchschnitt würden die Zigarreten um 59% besteuert.

			***

			Argentinien und Brasilien verlängerten das System des kompensierten Austausches von Kfz um ein weiteres Jahr ab 1. Juli. Für jeden Dollar, den Argentinien bei Automoblen, Kleinlastern und Lastwagen nach Brasilien exportiert, dürfen aus dem Nachbarland bis u$s 1,5 eingeführt werden. Die ursprüngliche Abmachung sah vor, dass dieses System seit vielen Jahren abgelaufen ist, und somit auch auf diesem Gebiet freier Handel bestünde. Doch dabei ergibt sich das Problem, dass Brasilien viel mehr Kfz nach Argentinien exportieren als importieren würde, mit Schaden für die lokale Industrie.

			***

			Die Gewerkschaft der Lastwagenfahrer, geleitet von Hugo Moyano, erreichte beim neuen Gesamtarbeitsvertrag eine Lohnerhöhung von 31,5%, die in drei Raten gezahlt werden: 18% im Juli, 7% im November und 6,5% im März 2016. Die durchschnittliche Erhöhung für das Jahr der Geltung des Abkommens liegt somit unter 31,5%. Doch 80.000 Fahrer, die für längere Strecken eingesetzt werden, erhalten zusätzlich 7%, dank einer Klausel, die ohne Änderungen seit 1975 besteht. Doch der Zusatz wurde dieses Mal erhöht.

			***

			Die Telefonunternehmen zahlten dem Staat u$s 824 Mio. für die Frequenzen der vierten Generation der Mobiltelefonie, gennant 4G, die ihnen zwei Wochen vorher zugeteilt worden waren. Es ist nicht bekannt, ob der Betrag in bar oder in Staatspapieren mit Verfall im Oktober (Boden 2015) gezahlt wurden. Beide Möglichkeiten waren offen. Bisher hat das System G4 schon ca. 100.000 Abonnenten. Vom Gesamtbetrag entfallen u$s 218 Mio. auf Movistar, u$s 247 Mio. auf Personal und u$s 359 Mio. auf Claro. Der jetzt gezahlte Betrag kommt zu den u$s 903 Mio. hinzu, die die gleichen Unternehmen Ende letzten Jahres gezahlt haben, als die Regierung ihnen einen Teil der Frequenzen zugeteilt hatte, die sie bei der Ausschreibung erhalten hatten.

			***

			Der Konsum von Teigwaren stieg 2014 um 3,4% auf 9,1 kg pro Kopf der Bevölkerung, nachdem schon 2013 eine Erhöhung von 13% stattgefunden hatte, teilt der Verband der Teigwarenindustrie UIFRA mit. Im 1. Quartal 2015 fand eine weitere interanuelle Zunahme von 1,9% statt. Dies ist die Kehrseite der Verteuerung des Rindfleisches, bei dem der pro-Kopf-Konsum 2014 um 5,7% abnahm und 4,9% unter dem Durchschnitt der letzten 20 Jahre lag. Im Mai 2015 waren es 59,5 kg pro Kopf. Die Zahlen stammen hier von der Kammer der Fleischindustrie CICCRA. Zum Vergleich: der Teigwarenkonsum pro Kopf liegt in Italien fast drei Mal so hoch wie in Argentinien.

			***

			Um 8,9% innerjährlich verbesserte sich die Beschäftigung in der Bauwirtschaft im vergangenen April. Zum Stichtag 30.04. waren insgesamt 416.535 Arbeiter angemeldet, berichtet das Institut für die Bauindustrie, Ieric. In den Provinzen Misiones und Buenos Aires wurden die meisten Arbeitsplätze erreicht. 

			***

			Die Argentinier trinken in diesem Jahr etwas mehr Wein. Nach Zahlen des Beratungsbüros Abeceb hat der Verbrauch zwischen Januar und April innerjährlich um 8,3% angezogen. Die Weinpreise seien im Verhältnis zu anderen Getränken günstiger geworden. Während Bier zwischen Juli 2014 und März 2015 um 21,8% teurer geworden sei, habe sich der Wein in der gleichen Periode nur um 10,7% verteuert.

			***

			Nach 14 Jahren darf wieder argentinisches gekühltes Rindfleisch in die USA exportiert werden. Der US-Veterinärdienst Aphis gab die Nachricht Anfang der Woche über ihre Internetseite bekannt. Dieser wichtige Markt ging im Jahr 2001 wegen des Ausbruchs eines Falles von Maul- und Klauenseuche in der Provinz Corrientes verloren, nachdem er erst 1998 wieder geöffnet worden war, als Argentinien frei von der Seuche erklärt wurde. In dieser kurzen Zeit entwickelten sich die USA mit einem Anteil von 16,3% zum zweitwichtigsten Kunden Argentiniens hinter der Bundesrepublik Deutschland. Argentinien hatte damals eine Exportquote von 20.000 t ausgehandelt, die tariffrei eingeführt wurden. Ausserdem durften weitere 15.000 t mit Zahlung eines niedrigen Zolltarifes eingeführt werden. Die USA importieren jährlich mehr als 1,5 Mio. Tonnen Rindfleisch, entsprechend 15% der eigenen Gesamtproduktion. Seit 2007 seien für Argentinien Exporte in der Grössenordnung von u$s 1,6 Mrd. verloren gegangen, sagte Wirtschaftsminister Axel Kicillof.

			***

			Das Wirtschaftsministerium hat die Weisswaschung von schwarzen Dollarguthaben um drei weitere Monate verlängert, nachdem seitens der Immobilienkammer festgestellt wurde, dass die sogenannten „Cedines“ die dabei als Instrument verwendet werden, zur Zeit positiv bewertet werden. Bislang wurden diese Papiere in einer Höhe von u$s 1,7 Mrd. ausgestellt.

			***

			Die Bautätigkeit lag im Mai um 7,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Infrastrukturbauten stiegen um 7,1% und Strassenbau um 5,4%. Der Wohnunngsbau stieg dank Pro-Cre-Ar. um 4,8%. Seit Beginn dieses Programmes im Jahr 2012 wurden schon 178.000 Wohnungsbauten begonnen. 

			***

			Die Beanspruchung öffentlicher Dienste lag im Mai um 1,6% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Die ersten fünf Monate 2015 lagen um 2,4% über dem Vorjahr. Die Zunahme vom Mai ist vorwiegend auf den erhöhten Passagiertransport in den Vororteisenbahnen zurückzuführen, der um 33% über dem Vorjahr lag. Doch ein Teil dieser Zunahme ist nicht echt, da es darum geht, dass im Vorjahr viele Passagiere ohne Fahrkarte fuhren, während dieses Jahr eine bessere Kontrolle besteht. Die U-Bahn verzeichnet eine Zunahme der Passagiere von 9,4%, während die der städtischen Omnibuss um 7,9% zurückgegangen sind. Die Telefongespräche über Mobiltelefone stiegen innerjährlich um 4,2%, wobei 62,5 Mio. Mobiltelefone registriert wurden.

			***

			Die Nachfrage nach Dollarbanknoten zu Sparzwecken erreichte seit der Einführung vor 18 Monaten des von der AFIP kontrollierten Verkaufs im Juni mit u$s 512,5 Mio. einen neuen Hochstand. Allein am letzten Junitag gaben 55.576 Sparer $ 332 Mio. aus, um u$s 36,6 Mio. einzukaufen. Über den gesamten Monat genehmigte die AFIP 774.820 Anträge.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Präsidenten von Uruguay und Paraguay, Tabaré Vazquez und Horacio Cartes, haben in Montevideo vereinbart, den Regierungen von Argentinien, Brasilien und Venezuela ein Chronogramm über die Abschaffung der direkten Importkontrollen aus Mercosurstaaten vorzulegen. Dies bezieht sich vornehmlich auf die Massnahmen, die in Argentinien bestehen, durch die auch die Importe aus den Mercosur-Partnern direkt beschränkt werden.

			***

			Angesichts der schweren Versorgungskrise in Venezuela liefert Argentinien Lebensmittel und Medikamente in das südamerikanische Land, auch bei der Gefahr, dass sie zunächst nicht bezahlt werden. Unter anderem würden Reis, Hühnchen- und Rindfleisch nach Venezuela geliefert. Auch Brasilien und Nicaragua schicken Lieferungen nach Venezuela. Das erdölreiche Land leidet unter einer schweren Wirtschafts- und Versorgungskrise. Wegen des niedrigen Ölpreises und einer totalen Misswirtschaft verfügt Venezuela nicht über ausreichend Devisen, um Güter des täglichen Bedarfs zu importieren. Die Inflationsrate könnte in diesem Jahr 100% übersteigen. (dpa)

			***

			Die brasilianische Niederlassung von Siemens wurde mit einem Bann für die Dauer von fünf Jahren von allen Staatsaufträgen, die der Bund in Brasilien vergibt, bestraft. Es geht dabei um Korruptionsvorwürfe gegen Siemens-Mitarbeiter bei Ausschreibungen der brasilianischen Post und Telekom zwischen 1999 und 2005. Diese Sperre gilt bis zum 3. Oktober 2019. Siemens setzte im Geschäftsjahr 2014 (01.10.2013 – 30.09.2014) nach eigenen Angaben in Brasilien E 1,514 Mrd. um (2013 waren dies noch E 1,95 Mrd.), bei einem Mitarbeiterstand von 6.330 Personen. Vorrangige Geschäftsfelder waren eigenen Angaben zufolge Energie, Gesundheit, Industrie sowie städtische Infrastruktur. 

			***

			Die paraguayische ZB hat ihre Wachstumsprognose für 2015 um 0,5 Prozentpunkte auf 4% gesenkt. Somit würde das BIP dieses Jahr u$s 30,04 Mrd. ausmachen. Das Wachstum wird vor allem durch die Zunahme bei der Rinderwirtschaft und der Fleischindustrie erreicht. Paraguay ist weltweit der fünfte Rindfleischexporteur, wobei im ersten Quartal 2015 eine internauelle Zunahme der Exporte von 8,8% verzeichnet wurde. Die Bauwirtschaft soll dieses Jahr 11% zunehmen und die Industrie um 5,2%. 

			***

			Petrobras streicht vorgesehene Investitionen bis 2019 von u$s 206,8 Mrd. auf u$s 130,3 Mrd., gleich 37%. Das staatlich kontrollierten Erdölunternehmen revidierte ebenfalls das Produktionsziel von Erdöl und Erdgas bis 2020 von täglich 5,3 Mio. Barrell auf 3,7 Mio. Darüber hinaus will Petrobras Aktiva zwischen diesem und kommendem Jahr in einer Höhe von u$s 15,1 Mrd., und zwischen und 2017 und 2018 i.H. von u$s 42,6 Mrd. verkaufen. 

			***

			Der Präsident von Ecuador, Rafael Correa, der mit CFK und Nicolás Maduro zu den südamerikanischen Präsidenten gehört, die wenig Symphatie für die USA haben, erklärte, die Aufgabe des Dollars als interne Währung des Landes wäre eine Katastrophe, so dass er den Dollar als eigene Währung beibehalten werde. Vor über zehn Jahren hat Ecuador bei einer schlimmen finanziellen Krise die eigene Währung asufgegeben und ist auf den Dollar übergegangen. Das hat sich bewährt, wobei Ecuador dabei den Vorteil der stabilen und glaubwürdigen Währung geniesst. Doch dabei verliert das Land den Vorteil, der sich bei der ersten Ausgabe von eigenen Banknoten ergibt. Ebenfalls verzichtet ein Staat unter diesen Umständen auf eine eigene Geldpolitik.

			***

			Im Mai ist die Industrieproduktion Chile im innerjährlichen Vergleich um 4,3% zurückgegangen, etwas was seit dem Erdbeben von 2010 nicht geschah, gab die Gesellschaft für Industrieförderung Sofofa bekannt. Diese Entwicklung beruht einmal auf Exportschwierigkeiten für bestimmte Produkte, und dann auf einer rückläufigen Bautätigkeit.

			***

			Geschäftsnachrichten

			SanCor

			Diese Milchgenossenschaft hat weitere 10% des Kapitals der Firma Mead Johnson Nutrition Argentina an den US-Partner verkauft, der nun 90% des Kapitals hält. Mead Johnson Nutrition, eine der weltweit grössten Firmen auf dem Gebiet der Ernährung von Babys und Kindern, mit einem weltweiten Jahresumsatz von ca. u$s 3 Mrd., hatte schon im Februar die Marke SanCor Bebés für u$s 150 Mio. gekauft.

			Petronas

			Das staatliche malayische Erdölunternehmen führt eine Investition i.H. von u$s 22 Mio. im Industriepol von Ezeiza durch, um ein Werk zur Herstellung von Schmierölen mit einer Jahresproduktion von 30 Mio. Litern zu errichten. Die Fabrik soll in 18 Monaten fertig gestellt werden. 100 neue Arbeitsplätze sollen hier entstehen. 

			Avex

			Die brasilianische Brasil Foods  (BRF) kündigte eine Investition von u$s 36 Mio. in ihrer lokalen Filiale Avex an, mit Betrieb in Rio Cuarto, Provinz Córdoba. Die zusätzliche Produktion soll zum Teil exportiert werden. Mit dieser Investition soll die Geflügelproduktion verdoppelt und 400 zusätzliche Arbeitnehmer eingestellt werden. Die Firma liefert gegenwärtig 80.000 Hühner pro Jahr und beschäftigt 600 Menschen. BRF ist das siebtgrösse Nahrungsmittelunternehmen der Welt, ist in 110 Ländern tätig und kontrolliert 20% der weltweiten Geflügelexporte. Die lokale Avex kaufte BRF vor vier Jahren, was einschliesslich des Kaufs von Danica (Margarine) eine Investition von u$s 150 Mio. beanspruchte. 2014 hat die Firma 11.200 Tonnen Geflügel für u$s 22 Mio. exportiert, und dieses Jahr sollen es 19.600 t für u$s 50 Mio. sein.
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			Die kritische Erbschaft erfordert eine neue Wirtschaftspolitik

			Die kommende Regierung übernimmt eine sehr komplizierte Lage, die eine völlig neue Wirtschaftspolitik erfordert. Die Kontinuität, von der die Regierung und ihr Kandidat, Daniel Scioli, sprechen, ist einfach nicht möglich. Wenn die Probleme als solche erkannt und rationell in Angriff genommen werden, kann eine tiefe Krise vermieden werden. Wenn hingegen nichts dergleichen getan wird, dann kommt es zu einer explosiven Lage, eventuell sogar mit Hyperinflation und einem neuen Default, und einer tiefen Rezession. Dabei besteht auch die Gefahr, dass die Explosion vor dem 10. Dezember stattfindet, was eine noch schwierigere Lage schaffen würde. Die Regierung von CFK hat keine Möglichkeit, der Krise effektiv entgegen zu wirken, einmal weil sie dabei zugeben würde, dass das „Modell“ versagt hat und aufgegeben werden muss, und dann, weil CFK im Grunde nicht versteht, was vor sich geht, und ausserdem nicht glaubhaft ist.

			Die kritischen Probleme sind folgende:

			- Die Zahlungsbilanz, bei der es leicht zu einem neuen Default kommen kann. Die ZB-Reserven werden mit über u$s 31 Mrd. ausgewiesen. Indessen können nur etwa u$s 10 Mrd. effektiv eingesetzt werden. Denn u$s 6,2 Mrd. entfallen auf das Abkommen mit China und können nur für Importe aus jenem Land eingesetzt werden, u$s 1,5 Mrd. hat die Bank von Frankreich geliehen, die auch nicht verkauft werden können, u$s 1 Mrd. stammen von der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (Brasel), und $ 3,2 Mrd. sind für Zahlungen reserviert, die durch das Griesa-Urteil blockiert wurden. Ausserdem besteht eine Schuld gegenüber Importeuren von u$s 3,5 Mrd. und von u$s 13 Mrd. wegen nicht überwiesener Dividenden.

			- In diesem Zusammenhang muss auch prinzipiell entschieden werden, wie sich das Land wieder in die Weltwirtschaft eingliedert. Das bestehende Importsystem kann nicht beibehalten werden. Es muss durch ein anderes ersetzt werden, das die WHO annimmt oder zumindest dulden kann. Ebenfalls muss die Mercosur-Regelung wieder eingehalten werden, wobei sie auch in einigen Aspekten korrigiert werden müsste. Die Mercosur-Partner werden die Weiterfúhrung der bestehenden Politik, bei der sie wie andere Länder behandelt werden, bei einer neuen Regierung nicht dulden.

			- Das untragbar hohe Defizit der Staatsfinanzen, das dieses Jahr bis zu 8% des BIP erreichen kann. Hinzu kommt noch die Deckung der Amortisation bestehender Staatsschulden, womit man auf einen Finanzierungsbedarf von bis zu 10% des BIP gelangen kann. Entweder wird dieses Defizit durch Verschuldung gedeckt, oder eben durch ZB-Zuwendungen an das Schatzamt, die in einer erhöhten monetären Expansion enden. Die Verschuldung im Ausland ist auch bei einer neuen Regierung schwierig; und wenn Staatspapiere bei den Banken untergebracht werden, wie es in letzter Zeit schon der Fall war, dann beeinträchtigt dies die Kreditfähigkeit der Banken und wirkt rezessiv.

			- Die Staatsausgaben haben einen Umfang erreicht, der sich nicht durch Steuereinnahmen finanzieren lässt, zumal die Steuerlast auch stark erhöht wurde und die Wirtschaft erstickt. Es muss also gespart werden, um das Defizit auszumerzen, und dann auch, um eine selektive Steuersenkung möglich zu machen, ein Problem, das keiner der drei Präsidentschaftskandidaten ernsthaft erwägt. Die Weiterführung der Wirtschaftspolitik der Kirchners, bei der die ständige Zunahme der Staatsausgaben ein wesentlicher Bestandteil ist, ist einfach nicht mehr möglich. Doch auch wenn der statu quo beibehalten wird, besteht die Gefahr einer monetären Expansion, die die Inflation in die Höhe treibt, mit der Gefahr der Hyperinflation. Die Verringerung der Staatsausgaben ist auf alle Fälle konfliktiv, weil sie u.a. mit einem Beamtenabbau einher geht und somit zu einer höheren Arbeitslosigkeit führt, die schon jetzt, richtig gemessen, bei ca. 12% der aktiven Bevölkerung liegt, und nicht bei 7%, wie es das INDEC angibt .Ebenfalls ist eine drastische Senkung der Subventionen für öffentliche Dienste konfliktiv. Keiner der drei Kandidaten hat eine Anwort auf dieses Problem. Oder er hat sie, sagt aber vorsichtshalber nichts.

			- Über die ausstehenden Staatsschulden gegenüber Holdouts u.a. Gläubigern muss man sich erst einigen und dann sehen, wie man sie zahlt. Nachdem diese Regierung bald zu Ende geht, geschieht gegenwärtig wenig von Seiten der Gläubiger. Aber bei der neuen Regierung kommt das Thema mit voller Wucht auf und muss gelöst werden. Macri und Massa könnten verhandeln, um eine Lösung zu erreichen, bei der die Holdouts einen Abschlag gewähren (aber weit entfernt von den 70% von 2005) und Zahlung in Staatspapieren entgegennehmen. Für Scioli würde dies indessen schwieriger sein, weil CFK aus der Weigerung jeglicher Zahlung, es sei denn mit 70% Abschlag, ein Dogma gemacht hat. Zu den Forderungen der Geierfonds u.a. Holdouts kommen noch die Zahlungen an Unternehmen hinzu, die Prozesse beim ICSID-Schiedsgericht angestrengt haben. Gegenwärtig drängen die geschädigten Firmen nicht auf eine Lösung, weil sie von dieser Regierung nichts erwarten. Aber bei der nächsten kommen diese Forderungen sofort auf. Auch hier muss man verhandeln und Kompromisslösungen suchen.

			- Ein besonderes schwieriges Problem stellen die Gewerkschaften mit ihren inflationären Lohnforderungen. Dieses Jahr haben sie die Regierung besiegt, die einen Höchstsatz von zunächst 25% aufgestellt hat, dann von 27%, was sofort auf 27,8% erhöht wurde, und schliesslich waren es allgemein zwischen 30% und 36%. Die nächste Regierung muss den Landwirten, sowohl dejenigen, die Getreide und Ölsaaten anbauen und auch denen, die sich der Rinderwirtschaft widmen, wie denen, die ausserhalb der „feuchtem Pampagegend“ Obst, Tabak, Baumwolle, Zuckerrohr, Oliven, Yerba Mate und Tee erzeugen, oder sich der Holzwirtschaft widmen, und auch dem Bergbau und der Fischerei, ein höheres Einkommen gewähren, durch Abwertung und/oder durch Verringerung, bzw. Abschaffung der Exportzölle. Doch das geht zunächst auf Kosten des Einkommens der nicht-landwirtschaftlichen Bereiche, an erster Stelle des Arbeitseinkommens. Das bedeutet somit einen Reallohnverlust, den kein Gewerkschafter friedlich hinnehmen wird, umso mehr, als sie schon von einem Reallohnverlust in den Jahren 2013 und 2014 ausgehen. Auf die nächste Regierung kommen somit Forderungen von 40% und mehr zu, und wenn sie gewährt werden, dann beschleunigt sich die Lohn-Preisspirale, was äuserst gefährlich ist. Die Löhnerhöhungen müssten auf alle Fälle 2016 unter 20% liegen, damit die Inflationsrate zurückgeht. Gegenwärtig liegt die Inflation nur in Venezuela, Syrien und Sudan über der argentinischen, wobei 2014 nur 15 von 180 Ländern eine Preiszunahme von über 10% aufwiesen. Doch bei einer Stabilisierungfspolitik, die auch die Löhne einschliessen muss, kann man Streiks und allerlei Gewaltmassnahmen, wie Strassensperren, erwarten. Die Lohnverhandlungen, wie sie jetzt bestehen, können nicht weitergehen. Auch hier hat CFK eine Lösung für ihren Kandidaten erschwert, indem sie ständig auf der völlig freien Verhandlung pocht, die mit zum „Modell“ gehört, aber eben in ihrer gegenwärtigen Form nicht beibehalten werden kann.

			Die nächste Regierung sollte ein Programm haben, das eine Strategie zur Lösung all der aufgeführten Probleme enthält, wobei sie alle gleichzeitig in Angriff genommen werden müssen, weil sie im Wesen alle zusammenhängen. Das heisst nicht, dass dieses Programm schon vorher bekanntgegeben wird. Bei Wahlen kann man vieles nicht sagen, und vieles auch nur andeuten. Das ist überall so. Wenn die kommende Regierung sofort Massnahmen ergreift, die in die richtige Richtung zielen, und dies von der Wirtschaftswelt erkannt wird, dann wird alles einfacher. Dann kann man schon in kurzer Zeit neue Kredite erwarten, besonders von der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank, aber auch von Banken allgemein, und ebenfalls kann es dann schon zu Kapitalinvestitionen aus dem Ausland kommen, was auch die Zahlungsbilanz erleichtert und eine Importliberalisierung erlaubt.

			Was Argentinien hier zugute kommt, ist die Tatsache, dass der internationale Finanzmarkt sehr flüssig ist, mit sehr niedrigen Zinsen. Ebenfalls suchen die grossen Unternehmen nach Anlagemöglichkeiten, die in Argentinien gewiss bestehen. Das Land braucht dringend Investitionen auf dem Gebiet der Erdölwirtschaft und der Energie allgemein. Ebenfalls muss in Autobahnen investiert werden, was auch mit privater Mitwirkung geschehen kann. Und allgemein muss die Industrie investieren, um mit dem technologischen Fortschritt Schritt zu halten. 

			Eine Schlussbemerkung: für Scioli wäre eine Strategie, wie wir sie dargestellt haben, kaum möglich. Er ist an die verworrenen Gedanken der Kirchners gebunden, um so mehr, als er Carlos Zannini, ihren Chefideologen, als starken Vizepräsidenten hätte. Man kann somit bei seiner Regierung eine tiefe Krise erwarten. Hingegen hätten Macri und eventuell auch Massa die Möglichkeit, die kritische Lage durch eine Kehrtwende um 180 Grad zu überwinden. Wie weit sie jedoch überzeugt sind, so zu handeln, wie wir es empfehlen, sei dahingestellt.
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			Die Verschlechterung der Zahlungsbilanz

			Die Zentralbank hat Ende der Vorwoche die Zahlen über die Zahlungsbilanz im 1. Quartal 2015 bekanntgegeben. Die Leistungsbilanz, die die Handelsbilanz, die Dienstleistungsbilanz u.a. laufende Zahlungen umfasst, weist dieses Jahr ein Defizit von u$s 3,71 Mrd. aus, gegen u$s 3,3 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:

			[image: contratapa1.gif]

			Der Warenhandel ist von einem Jahr zum anderen stark geschrumpft, während der Handel mit Dienstleistungen eine positive Tendenz aufweist, die in Wirklichkeit noch grösser ist, weil hier eine Unterfakturierung oder eine direkte Auslassung von Exporten stattfndet, so dass ein Teil zum Schwarzkurs verrechnet wird. Dies ist vornehmlich bei Exporten von Informatik-Software der Fall, eine Sparte in der Argentinien zunehmend präsent ist, weil die qualifizierte Arbeit, die dabei eingesetzt wird, hier billiger als in den USA, der EU u.a. fortgeschrittenen Ländern ist, und ausserdem in grossem Umfang zur Verfügung steht, was bei Schwellenländern sonst nur bei Indien der Fall ist. Bei einem einheitlichen Wechselkurs, oder bei einem gespaltenen Kurs, in beiden Fällen ohne Schwarzmarkt, kann man bestimmt mit höheren Exportzahlen auf diesem Gebiet rechnen.

			Die gesamte Zahlungsbilanz, mit dem Finanzkonto, das Kredite und Kapitalbewegungen in beiden Richtungen umfasst, ergibt folgendes Bild: 
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			Der hohe Reservenverlust des Vorjahres wurde dieses Jahr vornehmlich durch Blockierung der Überweisung von Dividenden und auch der Zahlungen von normalen Importen und anderer ausgeglichen. Die vorgelegte Zahlungsbilanz ist das Ergebnis einer strengen Devisenbewirtschaftung. Ohne dies wäre der Saldo stark negativ, mit einem Reservenverlust von einigen Milliarden Dollar, der schliesslich in einem Kurssprung und/oder einem neuen Default enden würde.

			Die Frage, die sich jetzt stellt, besteht darin, wie weit die kommende Regierung den Aussenhandel wieder liberalisieren kann, ohne eine kleine Katastrophe herbeizuführen. In diesem Sinn müsste auf alle Fälle stärker abgewertet werden, um die Produktion von Exportgütern, vornehmlich der Landwirtschaft, anzuregen. Doch ein höherer Kurs würde den Import zwar verringern, aber wahrscheinlich nicht ausreichend, um bei der Leistungsbilanz einen Überschuss herbeizuführen. Was das Finanzkonto betrifft, so sollte Argentinien netto ein Land sein, das Auslandskredite und Auslandsinvestitionen in höherem Umfang erhält. Doch der Übergang von der extremen Devisenbewirtschaftung, die gegenwärtig besteht, zu normalen Verhältnissen, also ohne faktische Importkontingentierung und Verbot von Dividendenüberweisungen, ist gewiss nicht einfach.

			

			

		

	